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Haan, 07.02.2021 

ANTRAG ZUM TOP 3 IM WLKSTA AM 18.2.2021 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 

für den TOP 3 IM WLKSTA AM 18.2.2021 „Auswirkungen der Corona-Pandemie auf Einzelhandel und 
Gastronomie - Unterstützung der Stadt Haan – stellt die die SPD-Fraktion folgenden Antrag: 

Beschlussvorschlag: 
Der Beschluss des HFA der Stadt Haan vom 9. Juni 2020, dass Gastronomiebetriebe und Einzelhandel 
keine Gebühren entrichten müssen, wenn sie für die Außengastronomie/Warenangebote städtische 
Flächen nutzen, wird bis zum 31.12.2022 verlängert. Die entsprechenden Mindereinnahmen sind im 
Haushalt zu berücksichtigen. 

Begründung: 

Der o.g. Beschluss geht auf einen Antrag der SPD-Fraktion im Rat der Stadt Haan zurück, der sich zeitlich 
an der Reduzierung der Umsatzsteuersenkung durch die Bundesregierung orientierte. Diese ist durch 
den Koalitionsausschuss nunmehr bis zum 31.12.2022 verlängert worden. Diese Entlastung trägt dazu 
bei, Gastronomie und Einzelhandel in Haan bei der Bewältigung der Folgen der SARS-CoV-2-Pandemie 
zu unterstützen und die Haaner Standorte nachhaltig zu sichern. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Jens Niklaus 
(stv. Fraktionsvorsitzender / Ausschusssprecher) 

Anmerkung der Verwaltung:

Durch den Verzicht auf die Erhebung von Sondernutzungsgebühren sind Mindererträge 
i.H.v. rd. 25.000,- EUR pro Haushaltsjahr zu erwarten.
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Nachrichtlich FOA da PB 02 betroffen.

WLKSTA vom 18.02.2021:
10x ja | 1x nein | 6x Enthaltung

Aus Gründen der Gleichbehandlung wird angeregt, die Sondernutzungsgebühren auch 
für den Einzelhandel bis Ende 2022 auszusetzen.




